
Über das Kindergeld, glaube ich, kann man noch 
grundsätzlicher reden. Ich habe, ehrlich gesagt, ein un-
gutes Gefühl, wenn Menschen mit Behinderung lebens-
lang Kindergeld beziehen. Das vermittelt ein komisches 
Bild. Vielleicht müssen wir mal darüber reden, wie wir 
diese Leistung in anderer Weise den Menschen zukom-
men lassen können, und sollten nicht so tun, als seien 
behinderte Menschen ein Leben lang Kinder

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

und nicht in der Lage, Entscheidungen für sich selbst zu 
treffen. Also, die Fragen sind extrem tiefgreifend.

Die Befreiung von der Kfz-Steuer bzw. die Ermäßi-
gung ist auf den ersten Blick ein Beitrag zur Entbüro-
kratisierung und natürlich auch eine Kostenentlastung. 
Warum soll eine Familie, die als Gemeinschaft miteinan-
der lebt, das Auto neben dem Transport der schwerbehin-
derten Person nicht auch für Einkaufsfahrten etc. nutzen 
dürfen? Und wer soll das am Ende des Tages überhaupt 
kontrollieren? Über diese Regelung sollten wir noch mal 
diskutieren und zusammenzukommen, über die Säulen 
hinweg.

Ich war vorhin bei einer Veranstaltung, bei der ganz 
viele Familien mit beeinträchtigten Kindern versammelt 
waren. Ich kann Ihnen sagen: Diese Familien leiden nicht 
unter ihren behinderten Kindern, aber sie leiden unter der 
Ignoranz dieser Gesellschaft. Sie wollen unsere Unter-
stützung. Und dafür brauchen wir das gesamte Parlament, 
aber auch die gesamte Regierung. Ich fände es super, 
wenn wir das gemeinsam anpacken.

Danke für den Antrag.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Jens Beeck.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Carlos Kasper 
[SPD])

Jens Beeck (FDP):
Hochverehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Zu-
nächst einmal herzlichen Dank für den Antrag. Herr 
Tebroke, ich will ausdrücklich sagen: Ihren gesamten 
Prolog teile ich vollumfänglich. Wir haben in diesem 
Haus, insbesondere unter den teilhabepolitischen Spre-
chern, die gute Tradition, dass wir an vielen Stellen mit-
einander reden; das betrifft den Kollegen Sören 
Pellmann, den Kollegen Oellers. Und wir sind immer 
daran interessiert, die Situation gemeinsam zu verbes-
sern.

Sie haben erreicht, dass wir heute einmal mehr in die-
sem Haus über dieses Thema reden. Die Überschrift Ihres 
Antrags ist vielleicht ein bisschen üppig für die tatsäch-
lichen Probleme, mit denen die Betroffenen in ihrer Le-
benswirklichkeit konfrontiert sind, zeigt aber ein biss-

chen, wo Sie hinwollen. Insofern ist es gut, dass Sie 
sich einbringen. Bedauerlich ist – auch das gehört zur 
Wahrheit –, dass immer dann, wenn die Union an der 
Umsetzung beteiligt ist, Dinge grob schiefgehen. Ich 
will jetzt gar nicht darauf eingehen, dass in Ländern wie 
Bayern, Baden-Württemberg oder Sachsen – bei iden-
tischen Bundesgesetzen – die Situation eher nicht so gut 
ist wie in anderen Bundesländern, sondern will mich auf 
die Dinge kaprizieren, für die Sie im Bund die Verant-
wortung hatten.

Ich fange mal an mit der letzten Wahlperiode. Sie er-
innern sich alle: 2019 gab es ein Urteil des Bundesfinanz-
hofs zu einem Verein und wiederum zur Umsatzsteuer-
befreiung, das sämtliche Inklusionsfirmen betraf, 
Inklusionsfirmen, die für den Schritt auf den ersten Ar-
beitsmarkt eine ganz zentrale und immens wichtige Rolle 
spielen. Wir als Freie Demokraten haben daraufhin be-
antragt, diese Firmen formell zu privilegieren. Ich könnte 
Ihnen vorlesen – ich habe es hier –, was Sie als regie-
rungstragende Partei damals im Finanzausschuss dazu 
ausgeführt haben. Sie sagten, das ginge alles nicht wegen 
europarechtlicher Vorgaben, und im nationalen Recht 
könne man wenig machen. Also saß man einfach die Ver-
öffentlichung des Urteils aus und hoffte, dass es gut geht. 
Es ist an vielen Stellen nicht gut gegangen; das wissen 
wir. Deswegen bin ich froh, dass Katja Hessel jetzt hier 
ist; denn wir haben das in dieser Wahlperiode geregelt. 
Wir haben – gemeinsam mit allen Betroffenen, unter 
anderem dem Beirat der Inklusionsfirmen, aber auch 
hier im Haus – eine rechtliche Regelung geschaffen, die 
das Umsatzsteuerprivileg für Inklusionsunternehmen in 
Deutschland sicherstellt.

Es gibt ein zweites Beispiel; das betrifft die Gebärden-
sprachdolmetscher. Dieses Problem haben Sie 2021 sogar 
selbst verursacht. Es geht um die Frage: Wie wird eigent-
lich meine Umsatzsteuer berechnet, wenn nicht 25 Pro-
zent oder mehr meiner Fälle von öffentlichen Trägern 
bezahlt werden? Zuerst stand drin: Rechtssicherheit für 
das laufende Jahr. – Sie haben das gestrichen: Es reicht 
aus, im Vorjahr diese 25 Prozent erreicht zu haben. – Das 
führte zu der absurden Situation, dass die Betroffenen erst 
im Januar, Februar des Folgejahres wissen, ob sie die 
Rechnungen im letzten Jahr mit Umsatzsteuer hätten aus-
stellen müssen oder nicht. Auch das haben wir jetzt zu-
friedenstellend geregelt. Das zeigt: Diese Regierung hat 
schon viel erreicht. Wir arbeiten an ganz schwierigen 
Komplexen und kommen zu echten Lösungen, die die 
Lebenswirklichkeit der Menschen verbessern.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Angelika 
Glöckner [SPD])

Herzlichen Dank dafür an das BMF und an Katja Hessel.
Jetzt kommen Sie mit weiteren Vorschlägen. Den Kol-

legen Middelberg werde ich hier nicht zitieren; das ist ja 
immer auch eine Frage von Finanzen, aber die stehen hier 
tatsächlich nicht im Vordergrund. Die Einladung, über 
diese Dinge zu sprechen, Herr Tebroke, nehmen wir aus-
drücklich an. Sie adressieren Probleme, über die man 
sprechen kann; aber Sie verweigern sich in Ihrem Antrag 
der konkreten Ausgestaltung dessen, was Sie eigentlich 
wollen. Das fängt bei der Kfz-Privilegierung an; denn Sie 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 187. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 25. September 2024                                                                                                                                                                                           24267 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Corinna Rüffer 



sagen nicht, woran das geknüpft wird. An den Kfz-Halter, 
der im selben Haushalt lebt? Dann sind alle diejenigen 
raus, die extern helfen. Derzeit ist es an der Sache ori-
entiert. Sie müssten also schon konkreter werden. Das ist, 
wenn wir dann gemeinsam im Gespräch sind, ja auch 
noch möglich. Dazu sind wir bereit. Nur, so bringt es 
eben nichts.

Und an anderen Stellen, bei der Frage des Persönlichen 
Budgets, das wir alle stärken wollen – das steht auch im 
Koalitionsvertrag –, haben Sie die gleichen umsatzsteuer-
rechtlichen Probleme in Europa wie hier. Und das führt 
dazu, dass Ihr Antrag in der derzeitigen Fassung nur die 
Wahl lässt, zu der Umsatzsteuerprivilegierung zu kom-
men, dafür aber die Wahlfreiheit der Menschen im Per-
sönlichen Budget einzuschränken, wen sie in Anspruch 
nehmen. Und das ist, liebe Corinna, das genaue Gegenteil 
von dem, was sie wollen. Sie wollen ja häufig raus aus 
den Strukturen der Eingliederungshilfe, wollen Dinge 
selbstständig betreiben. Wollen Sie sie wirklich zwingen, 
dahin zurückzugehen, damit das Umsatzsteuerprivileg, 
das Sie hier ansprechen, möglich wird? Ich bin nicht 
ganz sicher – Kollege Oellers redet ja gleich noch –, ob 
Sie das ernst meinen.

Und beim Kindergeld stellt sich die Frage: Muss die 
Leistung über das 25. Lebensjahr hinaus eigentlich noch 
„Kindergeld“ heißen? Ist ein anderer Mechanismus nicht 
vielleicht besser? Es ist aber so, dass die Betreffenden, 
wenn sie ihren Lebensunterhalt selbst nicht bestreiten 
können, diese Leistung unbegrenzt erhalten. Schon jetzt 
ist es so, dass sie –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Jens Beeck (FDP):
– Frau Präsidentin, letzter Satz – eine fünfjährige ein-

fache Nachweispflicht haben. Also, auch hier ist weder 
das Bundesgesetz noch die Durchführungsanweisung das 
Problem.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Beeck.

Jens Beeck (FDP):
Aber wir reden gerne darüber, ob man noch mehr ver-

bessern kann. Also: Gesprächseinladung angenommen, 
aber etwas konkreter darf es sein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wilfried Oellers für die Unionsfraktion ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu-

nächst mal bedanke ich mich bei allen Vorrednern, dass 
Sie diesem Antrag das entsprechende Wohlwollen ent-
gegengebracht haben und ihn auch als Diskussions-
anschub verstehen. Und das soll er sein; er hat keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. Kollege Beeck, Sie spra-
chen gerade an, man müsse das noch konkreter ausfor-
mulieren. Dafür sind wir in der Tat offen, und da sind wir 
auch für Anregungen sicherlich dankbar.

Ich will an dieser Stelle, weil es angesprochen worden 
ist, noch mal konkret darauf eingehen, warum wir es für 
sehr sinnvoll halten, beim Persönlichen Budget die Um-
satzsteuerfreiheit einzuführen. Wenn Sie als Mensch mit 
Behinderung Leistungen von Trägern der Einglie-
derungshilfe in Anspruch nehmen, sind Sie nicht umsatz-
steuerpflichtig – oder es wird jedenfalls nicht angerech-
net. Wenn Sie sie aber im Rahmen des Persönlichen 
Budgets in Anspruch nehmen, dann wird darauf Umsatz-
steuer berechnet. Dadurch wird es natürlich teurer. Dann 
stellen sich immer die Fragen, ob – Punkt eins – ein 
Mensch mit Behinderung es überhaupt in Anspruch 
nimmt und – Punkt zwei – ob es überhaupt als Leistung 
anerkannt wird, weil es höhere Kosten verursacht.

Gerade das Persönliche Budget – es klang ja bei mei-
nen Vorrednern schon an; Corinna, du hast es ange- 
sprochen – entspricht dem Grundgedanken der UN-Be-
hindertenrechtskonvention, nämlich selbstbestimmt ent-
scheiden zu können, wen man zur Erbringung der Leis-
tung beauftragt. Deswegen ist es uns ein wichtiges 
Anliegen gewesen, das hier noch mal auf die Tagesord-
nung zu setzen.

Wenn jetzt kritisiert wird nach dem Motto, man wäre ja 
16 Jahre in der Regierungsverantwortung gewesen – Frau 
Kollegin Glöckner, Sie hatten das angesprochen – und 
wir kämen erst jetzt auf die Idee, will ich Ihnen mal 
Folgendes dazu sagen: Dass gerade Sie als eine Partei, 
die seit 1998 mit einer Ausnahme von vier Jahren in der 
Regierungsverantwortung ist, 2001 diese Regelung mit 
eingeführt und über fast all die Jahre das Ministerium 
für Arbeit und Soziales besetzt hat, uns gegenüber diesen 
Vorwurf machen, finde ich – das muss ich sagen – schon 
bemerkenswert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gleiches kann ich Ihnen zum Punkt Kindergeld sagen, 
den Sie uns vorhalten. In der letzten Legislaturperiode 
hatten wir im Rahmen der Großen Koalition einen ent-
sprechenden Antrag gestellt, und den haben Sie mit Ihrer 
Fraktion ausdrücklich abgelehnt.

Dann haben Sie uns auch noch vorgehalten, was das 
denn für Themen seien, die wir hier ansprechen, wie 
Kindergeld und gerade auch Kfz-Steuer. Mein Kollege 
Tebroke hat ja Beispiele genannt. Das ist letztlich eine 
Vereinfachung, und dann muss man sich keine Gedanken 
mehr machen: Mit welchem Fahrzeug fahre ich, oder wie 
bin ich mobil? – Offenbar ist Ihnen nicht bekannt, was an 
der Lebenshilfe Beteiligte gerade fordern. Sie fordern 
nämlich genau Regelungen zu diesen Punkten – Kinder-
geld und Kfz-Steuer –, die wir hier angesprochen haben. 
Deswegen sollten Sie Ihre Kritik gerade uns gegenüber 
sicherlich noch mal deutlich überdenken.
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